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Text 

XI. Teil 

 Strafbestimmungen und einstweilige Zwangs- und Sicherheitsmaßnahmen 
 

Strafbestimmungen 
 

§ 169. (1) Wer 

 1. diesem Bundesgesetz, 

 2. den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, 

 3. der Verordnung (EWG) Nr. 2407/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über die Erteilung von 
Betriebsgenehmigungen an Luftfahrtunternehmen, CELEX Nr. 392R2407, oder 

 3a. den auf Grund der in Z 1 bis 3 genannten Normen erlassenen Bescheide und den darin enthaltenen 
Auflagen, oder 

 4. den Anordnungen der Flugsicherungsorgane 

zuwiderhandelt oder zuwiderzuhandeln versucht, begeht, wenn nicht ein gerichtlich strafbarer Tatbestand 
vorliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 
300 000 S zu bestrafen. Liegen erschwerende Umstände vor, so kann neben einer Geldstrafe auch eine 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen verhängt werden. In Fällen der gewerbsmäßigen Beförderung von Personen 
ohne die nach § 102 erforderlichen Bewilligungen ist eine Geldstrafe von mindestens 50 000 S zu verhängen. 
Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Bezirksverwaltungsbehörde durch Maßnahmen, die 
für die Einleitung und Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, zu unterstützen. 

(2) Auf Zuwiderhandlungen, die von Angehörigen des Bundesheeres in Ausübung des Dienstes begangen 
werden, findet Abs. 1 keine Anwendung. 

(3) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 sind auch strafbar, wenn sie bei der Verwendung eines 
Luftfahrzeuges österreichischer Staatszugehörigkeit (§ 15) im Ausland begangen werden und nicht bereits eine 
Strafverfolgung durch eine ausländische Behörde eingeleitet wurde. 


